
 
 

 

 

 

Erläuternder Bericht des Vorstands zu den Angaben nach § 289a HGB sowie 
§  315a  HGB 
 

 
1) Das gezeichnete Kapital von 7.987.200,00 EUR ist eingeteilt in 3.120.000 Stückaktien ohne 

Nennbetrag. Das Nominalkapital je Stückaktie beträgt 2,56 EUR. Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

2) Die Gesellschaft hält zum Bilanzstichtag 102.576 eigene Stückaktien, die nicht dividenden- und 

stimmberechtigt sind.  

3) Direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital von mehr als 10 % sind der Gesellschaft bis zum 

Ende der Aufstellungsphase des Lageberichts wie folgt bekannt: 

 

Name / Firma Direkter Anteil Indirekter Anteil

der Stimmrechte der Stimmrechte

in % in %

Seniorenpflege Strandperle GmbH & Co. KG,

Hamburg (vormals: SPG Senioren- u. Pflege- 14,72 10,37       

heim Betriebs-GmbH & Co. Strandperle KG,

Graal-Müritz)

AKG Reha-Zentrum GmbH & Co. KG,

Hamburg 10,37 14,72       

ARF Holding GmbH,

Schloß Holte 20,03

Bruno Fortmeier, 

Schloß Holte 20,03        
 

4) Es gibt keine Inhaber von Aktien mit Sonderrechten. 

5) Die am Kapital beteiligten Arbeitnehmer üben ihre Kontrollrechte unmittelbar aus. 

6) Es gelten die gesetzlichen Vorschriften für die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern des 

Vorstands (§§ 84, 85 AktG) sowie für die Änderung der Satzung (§§ 133, 179 AktG). 

7) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 01.07.2019 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Aktien gegen 

Bareinlagen und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrfach, jedoch insgesamt höchstens um 

einen Nennbetrag von bis zu 3.993.600 EUR durch Ausgabe von bis zu 1.560.000 auf den Inhaber 

lautender Stückaktien zu erhöhen. Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Der 

Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats in 

folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 

a)  zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 



b)  bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage, soweit die neuen Aktien im Rahmen des 

Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder 

anderen Wirtschaftsgütern ausgegeben werden 

c)  bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

endgültigen Festsetzung des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Diese 

Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausnutzung dieser 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10% 

des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese 

Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung im Rahmen der Ermächtigung zum Rückkauf eigener Aktien und deren 

Verwendung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert 

werden. 

8) Es gibt bei der Gesellschaft keine wesentliche Vereinbarung, die unter der Bedingung eines 

Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebots steht. 

9) Die Gesellschaft hat für den Fall eines Übernahmeangebots keine Entschädigungsvereinbarung 

mit den Mitgliedern des Vorstands oder Arbeitnehmern getroffen. 


